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Als Teil der internationalen
Friedensbewegung arbeitet der öster-
reichische Versöhnungsbund aktiv gewaltfrei
für einen gerechten und nachhaltigen Frieden.

I n h a l t Liebe Leserinnen und Leser!
Vom Internationalen Tag des Friedens (21. September)
bis zum Internationalen Tag der Gewaltlosigkeit (2. Okt-
ober) fand auch dieses Jahr wieder unsere Medienkam-
pagne Pazifismus ohne Wenn und Aber statt. Dieses
Jahr war es uns ein Anliegen zu zeigen, dass Krieg nicht
nur während des Konflikts und den Ausbrüchen von
Gewalt, sondern bereits in der Vorbereitung und auch
noch lange nach einem Waffenstillstand oder Friedens-
schluss die Lebensgrundlagen der Menschen zerstört,
d.h. Ressourcen vernichtet, Lebensraum unbewohnbar
macht und Menschen tötet.

Das „Spinnrad”, das ihr in Händen haltet, spannt den
Bogen von hohen Militärausgaben, denen gegenüber
der Armutsbekämpfung oder dem Erreichen der Klima-
ziele Priorität eingeräumt wird, über den Verlust der
Heimat und des Zuhauses bis hin zur Vernichtung von
Infrastruktur und der Verpestung von Grund und
Boden - Auswirkungen des Krieges, die eine Heimkehr
schwer bis unmöglich machen.

Krieg zerstört Lebensgrundlagen - in der Vorbereitung,
im Konflikt und noch lange danach. Krieg ist keine
Lösung!

Lucia Hämmerle

Die Videos der Kampagne gibt es auf unserer Homepa-
ge unter www.versoehnungsbund.at/kampagne2018 !

NICHT VERGESSEN:
Am 26. und 27. Oktober ist Dreijahrestagung und Mitgliederver-
sammlung des Versöhnungsbundes in Graz!

Wir laden außerdem zu folgenden Abendveranstaltungen ein:

26. OKTOBER UM 19:00 UHR:
Podiumsdiskussion: Die Wahrheit sagen - Widerstand leisten
im Volkshaus Graz, Lagerg. 98a

27.OKTOBER UM 17:00 UHR:
Orte des Krieges - Orte des Friedens
Bericht von der Reise nach Bosnien und Herzegowina
Caritas Steiermark, Grabenstr. 39, 1. Paterre Raum „Sudan”, Graz
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Dass Kriege explosive oder
giftige Relikte hinterlassen,
muss gerade in Österreich

nicht näher erläutert werden. Hun-
dert Jahre nach Ende des Ersten
und mehr als 70 Jahre nach Ende
des Zweiten Weltkriegs wird immer
noch explosives Material gefun-
den – bei Bauarbeiten in Städten, in
Wäldern, Flüssen und Seen. Unge-
fähr 30 Tonnen an liegengebliebe-
nem Kriegsmaterial – Fliegerbom-
ben, Panzerfäuste, Granatenwerfer
etc. – werden jährlich vernichtet,
zweimal im Jahr wird am Truppen-
übungsplatz Allentsteig das gesam-
melte Material gesprengt. (1)

Seither wurden Waffen mit enormer
Geschwindigkeit weiterentwickelt –
ungeachtet irgendwelcher ethi-
scher Bedenken über ihre verhee-
renden Auswirkungen, auch wenn
klar war, dass diese noch in hun-
derten oder tausenden Jahren die
Menschen quälen werden. Es war
meist die öffentliche Empörung, die
die Staatengemeinschaft dazu ver-
anlasste, bestimmet Arten von Waf-
fen zu ächten. So geschehen bei-
spielsweise im Falle der Anti-Per-
sonen-Minen (APM), die 1997 auf
Betreiben der „Internationalen
Kampagne gegen Landminen“ mit
dem „Übereinkommen über das
Verbot des Einsatzes, der Lage-
rung, der Herstellung und der
Weitergabe von Antipersonenmi-
nen und über deren Vernichtung“
(„Ottawa-Konvention“) umfassend
geächtet wurden. Die Plage war so
groß, dass Anti-Personen-Minen
als „Massenvernichtungswaffen in
Zeitlupe“ bezeichnet wurden, star-
ben doch 20-30.000 Menschen pro
Jahr, oftmals Jahre oder Jahrzehn-
te nach Ende eines Krieges. Im
Landminenreport 2017 wird ange-

führt, dass 2016 8.605 Menschen
Opfer von APM oder anderen
explosiven Waffenüberresten wur-
den, wobei 78 Prozent der Opfer
Zivilpersonen waren. 2015 und
2016 sind damit die Opferzahlen
signifikant angestiegen, was vor
allem auf die Kriege in Afghanistan,
Libyen, Jemen und der Ukraine
zurückzuführen ist.

Die Vertragsstaaten der Ottawa-
Konvention haben sich das Jahr
2025 als Ziel für die globale Elimi-
nierung und Räumung von Anti-
Personen-Minen gesetzt. Falls die-
ses Ziel eingehalten werden kann
(immerhin wird angenommen, dass
noch 34 Staaten in Besitz von
APM-Lagerbeständen sind), wäre
das tatsächlich bemerkenswert,
denn zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung des Abkommens wurde
kolportiert, dass die Räumung von
APM, falls sie in der damaligen
Geschwindigkeit weiterginge, bei-
spielsweise in Afghanistan einige
Tausend (!) Jahre benötigen würde.

Nachdem jahrelang vergeblich ver-
sucht wurde, die Ächtung der APM
innerhalb des UN-Abrüstungsregi-
mes zu erreichen, wurde die Otta-
wa-Konvention unabhängig vom
üblichen Procedere erarbeitet und
verhandelt. Nach diesem Vorbild
wurde auch das Abkommen zur
Ächtung von Streumunition (Clu-
stermunition), das 2008 abge-
schlossen und von 60% der Staa-
ten unterzeichnet wurde, durch
öffentlichen Druck auf den Weg
gebracht. Diese Waffensysteme
enthalten mehrere sogenannte
Bomblets, die über ein großes Ziel-
gebiet aus der Luft oder vom
Boden aus freigesetzt werden,
wobei bis zu 30% der Submunition

als Blindgänger am Boden liegen
bleibt. Bis Februar 2017 wurden
diese Waffen großflächig im Jemen
eingesetzt und bis heute in Syrien.
In über zwanzig Ländern leiden die
Menschen unter den Überresten
der Streumunition, besonders ge-
fährdet sind neugierige Kinder und
Menschen, die in verseuchten
Gebieten arbeiten müssen. Obwohl
die meisten Staaten ihre Unterstüt-
zung für die humanitären Ziele der
Konvention bekunden, zeigt die
Praxis der derzeitigen Kriege, dass
es noch ein langer Weg sein wird,
bis diese Waffe im eigentlichen Sin-
ne des Wortes vom Erdboden ver-
schwindet.

Während die verheerenden Schä-
den für Umwelt und Gesundheit
von chemischen oder biologischen
Waffen anerkannt sind, bleibt der
Einsatz von abgereichertem Uran
(Depleted Uranium – DU) umstrit-
ten. DU ist ein radioaktives Abfall-
produkt des Uran-Anreicherungs-
prozesses und lässt sich prakti-
scherweise u.a. für panzer- und
bunkerbrechende Munition verwen-
den, da es eine sehr hohe Dichte
hat und daher doppelt so schwer
wie Blei ist und bei Kontakt mit Luft-
sauerstoff schnell zu brennen
beginnt. Eingesetzt wurden DU-
Geschoße erstmals von den USA
und Großbritannien im Golfkrieg
1991, wo rund 300 Tonnen derarti-
ger Munition verschossen wurden.
Von den NATO-Truppen wurden im
Krieg im ehemaligen Jugoslawien
in Bosnien, Serbien und Kosovo
ca. 15 Tonnen DU-Munition ver-
schossen, wie viel Tonnen im Golf-
krieg 2003 zum Einsatz kamen ist
bis jetzt unbekannt, Schätzungen
gehen allerdings von mindestens
2000 Tonnen aus. Ein beträcht-
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Liegengebliebenes Kriegsmaterial 
und die Folgen für die Zivilbevölkerung
von Irmgard Ehrenberger



licher Anteil des Urans befindet
sich bis heute in der Umgebung der
ehemaligen Schlachtfelder. Auch
im Krieg in Syrien verwendeten die
USA Uran-Geschoße im Kampf
gegen den IS.

Die verheerenden Auswirkungen
von DU-Munition werden von offi-
zieller Seite bis heute bestritten,
teilweise werden Kritiker*innen als
Verschwörungstheoretiker*innen
verunglimpft. So etwa der deutsche
Arzt und Professor Siegwart-Horst
Günther. (2)

2010 veröffentlichte die wissen-
schaftliche Zeitschrift „International
Journal of Environmental Research
and Public Health“, dass es in den
Jahren 2005 bis 2008 in Fallujah/
Irak eine höhere Rate an Krebser-
krankungen und Kindersterblichkeit
gab als in den ersten Jahren nach
den Atombombenabwürfen in
Hiroshima und Nagasaki. 

2012 veröffentlichten die „Interna-
tionalen Ärzte für die Verhütung
des Atomkrieges“ (IPPNW) und die
„Internationale Koalition zur Äch-
tung von Uranwaffen“ einen

Bericht, in dem sie die mittel- und
langfristigen Risiken von Uranmu-
nition bestätigen und aus ärztlicher
und politischer Sicht ein Verbot die-
ser Waffen forderten.

DU richtet im menschlichen Körper
doppelten Schaden an: Uran ist ein
hochgiftiges Schwermetall und als
Alpha-Strahler schädigt es die Zel-
len der Organe, wobei sich die
Chemo- und die Radiotoxizität im
menschlichen Körper gegenseitig
verstärken. Außerdem weist der
Bericht darauf hin, dass DU bei
nachfolgend geborenen Generatio-
nen zu Chromosomenschäden füh-
ren kann, die Missbildungen oder
Krebs sowie eine Schädigung der
Nieren oder des Nervensystems
zur Folge haben. Da völkerrechtlich
die Kriegsführung mit Waffen, die
nicht zwischen Kombattant*innen
und Zivilist*innen unterscheidet,
verboten ist, müsste DU unverzüg-
lich geächtet werden. Verschiede-
ne mächtige Lobbygruppen dürften
das verhindern. Auch müssten die
Verursacherstaaten der Kontami-
nation mit DU für die kostspielige
Säuberung und die Gesundheitsfol-
gen zahlen. 

Dass auch den Verwenderstaaten
die Folgen von DU durchaus
bewusst sind, zeigen nationale
Gerichtsurteile: 

So wurden in Italien und Großbri-
tannien Soldaten, die DU ausge-
setzt gewesen waren, sowie deren
Angehörigen Entschädigungen zu-
gesprochen. 

(1) noeORF, 25. April 2018 

(2) Auf YouTube sind folgende Filme
über die Auswirkungen von DU zu fin-
den: 
Der Arzt und die verstrahlten Kinder
von Basra (Frieder Wagner, 2003),
Deadly Dust – Todesstaub: Uranmuni-
tion und die Folgen (2007) sowie Leiser
Tod im Garten Eden (Karin Leukefeld
und Markus Matzal, 2016). Weitere
Information zu den Folgen von DU gibt
es auch unter: https://www.infosper-
ber.ch/Politik/Bomben-und-Granaten-
aus-abgereichertem-Uran und unter
ht tps: / /www.wel t .de/gesundhei t /
article173224341/Uran-Munition-Wie-
schlimm-sind-die-gesundheitlichen-
Folgen.html
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Das Thema unserer heurigen
Medienkampagne lautet „KRIEG
ZERSTÖRT LEBENSGRUNDLAGEN“. Du
arbeitest seit 15 Jahren in der
humanitären Hilfe. Was sind dei-
ne Erfahrungen dazu, wie Krieg
die Infrastruktur in betroffenen
Ländern zerstört?

Andreas Papp: Das ist zunächst
einmal kontextspezifisch. Man
muss schauen, wie lange dauert
der Konflikt, welche Waffen werden
wo und in welchem Umfang einge-
setzt, was wird zerstört. Aber das
Fazit lautet: Krieg entzieht den
Menschen die Lebensgrundlagen.
Wenn man mit den Grundbedürf-
nissen beginnt, gemäß der Mas-
low-Pyramide – jeder Mensch
braucht Wasser, Nahrung und auch
eine medizinische Grundversor-
gung. Wenn bewusst Wassertürme
gesprengt oder gezielt attackiert
werden, wenn so wie in jüngster
Vergangenheit vermehrt Kranken-
häuser bombardiert werden und
die medizinische Versorgung ge-
kappt wird, dann hat das zum Ziel
die Lebensgrundlage der Zivilge-
sellschaft zu zerstören und sie zur
Flucht zu zwingen. Die Menschen,
auch wenn sie wollen, können oft
nicht vor Ort bleiben, denn es gibt
kein sauberes Trinkwasser, keine
Ernährung, der Handel oder Lager
sind zerstört und sie müssen flie-
hen. Menschen haben keine Mög-
lichkeit einem Beruf nachzugehen,
Einkommen zu generieren und,
selbst wenn man Geld hat, kann
man dafür nichts kaufen. Krieg zer-
stört im Grunde die Basis des
Lebens.

Gibt es dazu offizielle Zahlen
und Fakten, Untersuchungen,
die dies in der Breite darstellen?

Zahlen global kann ich jetzt nicht
nennen. Was ich sagen kann ist,

was ich beobachtet habe, was neu
ist in den letzten Jahren, dass näm-
lich gezielt und vermehrt zivile
Einrichtungen angegriffen werden,
eben z.B. medizinische Einrichtun-
gen. Das ist etwas, was vor 20-30
Jahren, vor 15 Jahren noch, in dem
Ausmaß nicht passiert ist. Hier ist
anzumerken, dass der War on Ter-
ror nach 9/11 zu einer Veränderung
der Konflikte geführt hat, die man
als atypische Konflikte zusammen-
fassen kann. Das Internationale
Humanitäre Recht, wenn es über-
haupt jemand kennt, wird oft nicht
angewandt, und zwar gerade von
denen, die es eigentlich kennen
müssten, und es werden gezielt
zivile Einrichtungen angegriffen.

Wie du gesagt hast, ist das sehr
stark vom jeweiligen Kontext
abhängig. Kannst du uns viel-
leicht ein oder zwei Beispiele
aus deiner eigenen Erfahrung in
einem ganz bestimmten Konflikt
nennen?

Ja, bei mir sind während der Frage
schon wieder Bilder abgelaufen,
und zwar, weil es nicht so lange her
ist – vom Konflikt in Syrien. Im
Frühjahr 2017 haben wir Aleppo
besucht. Wir haben eine Möglich-
keit gefunden über passierbare
Straßen von Damaskus nach Alep-
po zu fahren. Es waren ein paar
Wochen vergangen, seit die Bom-
bardements im Osten von Aleppo,
wo zu Friedenszeiten ca. 1,5 Millio-
nen Menschen wohnten, eingestellt
und die Kämpfe gestoppt waren,
und wir haben begonnen Wasser
und Nahrungsmittel zu verteilen für
die Menschen, die noch ausgehal-
ten haben, bzw. die dabei waren
zurückzukehren, langsam aber
doch. Es ist bei mir, interessanter-
weise, visuell in einem Schwarz-
Weiß-Ton gespeichert, warum weiß
ich nicht, wahrscheinlich deshalb,

weil die Bilder so ähnlich waren wie
die, die ich vom Ende des Zweiten
Weltkrieges kenne, dem Bomben-
krieg in Deutschland und Öster-
reich, wo Flächenbombardements
ganze Städte zerstört haben. Ich
war drei Stunden mit dem Auto in
Ost-Aleppo unterwegs und ich
habe kein einziges Haus gesehen,
das noch intakt, als Ganzes vor-
handen war. Dort kommt man vor-
bei an Spitälern, bei Schulen, Kin-
dergärten, die teilweise oder kom-
plett zerstört sind, und man fragt
sich erstens, wie haben die Leute
es geschafft, so lange zu bleiben,
und zweitens, wie kann in diesen
Ruinen wieder Leben entstehen? 

Noch eine Zusatzfrage dazu: Wie
schaut die Zerstörung von Infra-
struktur in Ländern aus, die von
Vornherein vielleicht nicht auf so
einem hohen Niveau gewesen
sind, zum Beispiel in afrikani-
schen Bürgerkriegsgebieten?

Das Prinzip ist das gleiche, wenn
ich jetzt an den Konflikt in Sudan,
zwischen Nord- und Süd-Sudan,
denke, wo 2009 im Gebiet um
Abyei gekämpft und eine ähnliche
Taktik angewendet wurde. Man
zerstört ebenfalls Lebensmittella-
ger, und in diesem Fall werden sie
geraubt. Man entzieht den Men-
schen das Notwendigste zum
Leben und zwingt sie zur Flucht,
einem Ziel, das mit einer unglaub-
lichen Brutalität umgesetzt wird, die
vielleicht am Boden für die Beob-
achter*innen noch brutaler ist, weil
die direkte Gewalt in Afrika, wo sich
Kombattant*innen vermehrt noch
gegenüberstehen, massiv erlebt
worden ist. Das, was ich in Aleppo
gesehen habe, waren Lenkwaffen,
Bomben, die von Flugzeugen ab-
geworfen wurden oder von Droh-
nen oder von einem Schiff abge-
schossen, wo gezielt, quasi wie am
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Reißbrett, bestimmte Gebiete at-
tackiert wurden, und in (Süd-)
Sudan war es so, dass teilweise
Menschen in ihren Betten umge-
bracht oder in Spitälern in ihren
Krankenbetten erschossen wurden
in einem Ausmaß von Gewalt, das
ich selten erlebt habe. Oder bei der
Infrastruktur: um nichts zu hinter-
lassen, wurde alles niederge-
brannt, was man nicht mitnehmen
konnte, was noch irgendeinen Wert
gehabt hat. Im Spital sind das die
Medikamente, Verbandsmateria-
len, Nahrungsmittel - die werden
mitgenommen und der Rest wurde
zerstört. Es ist so, dass mit Benzin
durchgangen wird, selbst die
Matratzen, die dort liegen, ange-
zündet werden und dass für jene,
die dort wieder zurückkehren oder
versuchen zurückzukommen,
nichts mehr bleibt.

Und hat diese Taktik „Erfolg“?

Diese Taktik hat kurz- bzw. mittelfri-
stig den Erfolg, dass die Menschen
fliehen müssen wegen der Gewalt.
Aber so gut wie immer kehren sie
dann zurück um die Lebensgrund-
lagen, das Haus, wiederaufzubau-
en und das Feld wieder zu bestel-
len. Und da setzen wir auch an, als
NGOs, dass wir den Menschen, die
eigentlich nichts haben und sich
wenig leisten können, genau in die-
ser Aufbauphase zur Seite stehen,
ob es jetzt am Anfang bei den
Grundbedürfnissen – Wasser, Nah-
rung, medizinische Hilfe - und dann
damit einhergehend mit Unterkünf-

ten, am Anfang meist mit Zelten ist.
Üblicherweise sollte man den Leu-
ten vor Ort das Material zur Verfü-
gung stellen, das sie selber ver-
wenden, weil es dann auch nach-
haltiger ist. Dass sie die Häuser
bauen, wie sie es schon immer
gemacht haben, und dann natürlich
zu versuchen den wirtschaftlichen
Kreislauf in Schwung zu bringen.
Die Möglichkeit einen Beruf auszu-
üben, Land zu bestellen, Saatgut
zu liefern etc., damit so schnell wie
möglich die Leute wieder selbstän-
dig für sich sorgen können.

Du arbeitest seit ungefähr drei
Jahren bei SOS Kinderdorf Inter-
national, die bei uns hauptsäch-
lich als Betreiber von Häusern
für Waisen und unversorgte Kin-
der bekannt sind. Gibt es Unter-
schiede zwischen der Arbeit von
SOS Kinderdorf in Österreich
und in solchen Gebieten?

Als Organisation sind wir in 135
Ländern weltweit tätig. Wenn in
Ländern wie Südsudan, Sudan
oder Syrien etwas passiert, gibt es
dort teilweise eine ähnliche Struktur
wie in Österreich. Wo die Eltern
nicht mehr in die Lage sind für ihre
Kinder Sorge zu tragen und ihnen
ein Heim zu geben, wird das von
uns übernommen. Das muss nicht
immer ein Dorf sein, das können
auch Wohnungen für Jugendliche
sein u.a. In Syrien war relativ
schnell Krieg, da mussten wir rasch
reagieren um erstens die Kinder
und unsere Mitarbeiter*innen best-

möglich zu schützen, sie zu versor-
gen oder zu evakuieren, und dann
zu versuchen, uns auch um die
große Anzahl der Familien, die ver-
trieben werden, die Kinder, die ihre
Eltern verloren haben, die zurück-
gelassen werden, zu kümmern. Wir
haben mehrere hundert Kinder
übergeben bekommen von ganz
unterschiedlichen Fraktionen in
Syrien, z.B. ein Kind, das an einem
Ort nach dem Ende von Kampf-
handlungen gefunden wurde. Wir
wissen nicht, zu wem es gehört,
und wir bringen es unter und versu-
chen dann, auch gemeinsam mit
dem Roten Kreuz, das ein Mandat
dafür hat, die Eltern oder Verwand-
te ausfindig zu machen und wieder
zu vereinigen mit den Familien,
wenn es sie noch gibt. Das sind die
Aktivitäten, die wir machen, wie ich
schon gesagt habe: so schnell wie
möglich ein würdevolles Leben
zurückzugeben. Gerade bei den
Jugendlichen, bei den Kinder ist es
wichtig, dass sie in die Schule
gehen, dass sie nicht den An-
schluss verlieren, dass sie einen
Abschluss machen und einen Beruf
erlernen und nicht perspektivenlos
zurückbleiben, als Lost Generation,
wie es heißt. Das kennt man aus
Somalia, dass kennt man aus vie-
len Kontexten wie Afghanistan,
Irak, wo sie sich dann wieder radi-
kalen Gruppen anschließen und zu
Kämpfer*innen werden, und hier ist
das beste Gegenmittel jemandem
eine Perspektive anzubieten - eine
Schule, Ausbildung, einen Beruf,
damit man diesen Weg einschla-
gen kann.

Andreas Papp arbeitet für SOS
Kinderdorf International im Haupt-
quartier und ist für die Not- und
Katastrophenhilfe zuständig. Davor
war er 12 Jahre vor Ort oder im
Büro von Ärzte ohne Grenzen tätig.
In der Plattform AG Globale Verant-
wortung koordiniert er die Arbeits-
gruppe Humanitäre Hilfe, wo 12
Hilfsorganisationen zusammenar-
beiten.
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Je nach Statistik spricht man in
Kolumbien von ca. 7-9 Millio-
nen Binnenflüchtlingen. Man-

che flüchten allein, andere mit
Familie,    mit ihrer ganzen Gemein-
de. Viele flüchten vom Land in die
Stadt, vom Fluss ans Meer, oder
vom Wasser in die Berge. Manche
finden Unterschlupf bei Freund-
*innen und Familien, die oft selbst
in extremer Armut leben, andere
beginnen alleine, oder mit anderen,
bis dahin Unbekannten, von ande-
ren Gebieten Geflüchteten quasi
von Null auf. Viele von ihnen zäh-
len zu den marginalisierten Grup-
pen der Afrokolumbianer*innen,
Indigenen oder Campesinos/Cak-
pesinas (Kleinbauern und -bäuerin-
nen, Landarbeiter*innen). Sie
haben eines gemeinsam: Sie
haben erlebt, wie der Krieg ihre
Lebensgrundlagen zerstört hat.  

Der Traum: 
Zurück auf die Finca

Elsa* ist Campesina (Kleinbäuerin).
Bei einem Spaziergang durch den
Weiler La Unión, San José de Apar-
tadó, Urabá, wo sie mit ihrer Fami-
lie wohnt, erzählt sie mit Wehmut:

„Dieser Ort war ein Treffpunkt Jun-
ger und Alter, die von den Fincas
und umliegenden Dörfern aus der

Umgebung kamen um sich zu
unterhalten, oder Geschäfte zu
machen.” Sie deutet auf eine Rui-
ne, ein zweistöckiges Holzhaus, wo
nur noch die Hauptstützen, eine
Wand und das Dach vorhanden
sind. Es war ein Lager und Han-
delshaus für die Kakaobauern und
-bäuerinnen aus der Umgebung.
Ein Stück weiter deutet sie auf
einen verwachsenen, großen Be-
tonsockel, auf dem ein altes Maul-
tier steht. Die Reste erinnern Elsa
an Tanzabende und lange Nächte,
die sie in dem Restaurant und Bil-
lardlokal verbrachte, tanzend und
diskutierend. Ein gemauertes Haus
des Dorfes sticht besonders ins
Auge. Es war das Gesundheitszen-
trum. Der Wohlstand und Auf-
schwung von La Unión hatte in den
neunziger Jahren, als die Zivilbe-
völkerung von San José de Aparta-
dó vor allem durch paramilitärische
Truppen bedroht und verfolgt wur-
de, ein jähes Ende. Die Menschen
flohen von den Fincas zuerst in den
nächstgelegenen Weiler, doch von
dort wurden sie dann bald weiter
vertrieben und viele ermordet.
1997 schlossen sich die Bauern
und Bäuerinnen von San José zur
Friedensgemeinde zusammen, und
erklärten sich, als Schutzmaßnah-

me, neutral. Die Verfolgung ging
weiter und mehrmals lebten die
Gemeindemitglieder längere Perio-
den alle im Hauptort von San José
de Apartadó, manche eine Tages-
reise von ihren Feldern entfernt, die
sie oft aus Sicherheitsgründen gar
nicht bestellen konnten. Die Dorf-
bewohner*innen erzählen vom
Hunger, den sie litten, und der Auf-
regung, die durch die Menge ging,
wenn von der „Ola Comunitaria“,
dem Gemeinschaftstopf, Essen
verteilt wurde. Nach und nach
begannen sie, in großen Arbeits-
gruppen organisiert, die Felder wie-
der zu bestellen und versuchten
immer wieder, zumindest für eine
kurze Zeit in die Weiler zurückzu-
kehren. Elsa konnte seit 2004 in La
Unión bleiben, aber sie hatte nicht
immer in dem Weiler gelebt. Noch
heute ist es ihr Traum mit ihrer
Familie zurück auf ihre Finca, die
eine Stunde vom Weiler entfernt
liegt und auf der sie vor der ersten
Vertreibungswelle lebte, zu ziehen.
Sie möchte wieder zwischen den
Feldern und Bächen leben, umge-
ben vom Land, das ihr Essen, Trin-
ken und innere Ruhe gibt.
Aus  Sicherheitsgründen ist dieser
Traum noch nicht Wirklichkeit ge-
worden. Es gibt noch immer illega-
le bewaffnete Truppen und Landmi-
nen.

Immer wieder Neubeginn

Maria* ist Afrokolumbianerin. Auch
sie lebte einige Jahre in Urabá. Sie
wurde im Süden des Chocó  gebo-
ren. Von dort musste sie als junge
Frau das erste Mal ihre Familie und
ihr Hab und Gut zurücklassen und
fliehen. In Urabá war gerade der
Bananenboom voll im Gange und
so fand Maria dort Arbeit auf einer
Bananenplantage. Als Lohn bekam
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Krieg zerstört Lebensgrundlagen in Kolumbien 
Drei Beispiele, die für zu viele stehen
von Michaela Söllinger

Das Dorf La Unión



sie ein Bett und Essen. Dann lernte
Maria ihren Mann kennen, der bald
zum Bananenplantagenaufseher
aufstieg. Sie zogen in das kleine
Haus, das dem Aufseher zugewie-
sen wurde, und sie gründeten eine
Familie. Dann bekam ihr Mann die
ersten Drohungen, er müsse die
Bananenplantage mit den Arbeiter-
*innen verlassen, oder er und seine
Familie würden sterben. Er wurde
bezichtigt, mit dem Militär zusam-
menzuarbeiten. Marias Mann woll-
te nicht gehen, er wollte für sein
Recht kämpfen. Bewaffnete Trup-
pen kamen, legten das Haus in
Brand, töteten Marias Mann und
ihre Söhne. Maria konnte fliehen,
sie lief davon, ins Nichts. Nachdem
sie einige Zeit als Obdachlose her-
umzog, fand sie im Randgebiet der
Hafenstadt Barranquilla am Atlantik
einen Platz, „Tamarindo“. Tamarin-
do war eine große brachliegende
Finca, auf der sich nach und nach
Vertriebene aus verschiedenen Tei-
len Kolumbiens ansiedelten. Schritt
für Schritt schafft Maria es mit der
Hilfe ihrer neuen Nachbar*innen
und Gelegenheitsarbeiten in der
naheliegenden Stadt eine Hütte zu
bauen und ein bisschen Gemüse
anzubauen. Schließlich kommen
auch noch Hühner dazu. Doch die
Ruhe währt nicht lange. Nachdem
bekannt wurde, dass die USA und

Kolumbien einen Freihandelsver-
trag abschließen würden, tauchten
plötzlich vermeintliche Besitzer-
*innen auf, die das Land bean-
spruchten. Die Bewohner*innen
von Tamarindo, die ein neues
Zuhause und ein neues soziales
Netzwerk aufgebaut hatten, wollten
das Land nicht mehr verlassen und
immer wieder gab es Drohungen.
Ein Sohn eines Vertreters der neu-
en Gemeinschaft wurde getötet.
Trotz allen Widerstandes wurden
2012 die ersten Teile der Finca
geräumt. Marias Haus war auch
dabei. Nachbar*innen, deren Par-
zelle auch ein Teil Tamarindos,
jedoch noch nicht geräumt worden
war, nahmen Maria auf, bis auch
dieser Teil zwangsgeräumt wurde.
Die Häuser wurden zerstört und
alle Bäume und Nutzpflanzen samt
Frucht wurden verbrannt. Noch ein-
mal kam Maria bei Nachbar*innen
unter, bis am Ende der letzte Teil
Tamarindos geräumt wurde und die
Gemeinschaft getrennt wurde.
Maria machte sich auf den Weg,
ins Leere, alleine, ins Ungewisse.  

Eigenes Land

Elver* ist Indigener der Noonam.
Ihr Reservat liegt im Grenzgebiet
zwischen Valle de Cauca und Cho-
có, an einem Zufluss des San Juan
Flusses. Der Fluss ist eine der

beliebtesten Kokaintransportrouten
zum Pazifik und wird immer wieder
von Paramilitärs und verschiede-
nen Guerillagruppen umkämpft. Im
Jahr 2010 kamen paramilitärische
Truppen immer näher an ihr Dorf.
Tötungen in den umliegenden Dör-
fern hinderten die Dorfbewohner-
*innen daran, ihre Felder zu bestel-
len. Die Nahrungsmittelknappheit
wurde immer präkerer, und als sie
von einer möglichen Invasion der
Paramilitärs hörten, floh die ganze
Gemeinde per Boot nach Buena-
ventura Stadt. Buenaventura ist
die Stadt mit dem größten Hafen
Kolumbiens am Pazifik. Die Mehr-
heit der hauptsächlich afrokolumbi-
anischen Einwohner*innen Buena-
venturas sind in Armut lebende
Kriegsvertriebene. Die Noonam
Familien fanden nach einigen Ver-
handlungen mit der Stadt im  Sport-
stadion Unterschlupf, doch die Ver-
sorgung mit Wasser und Lebens-
mitteln gestaltete sich für den Rat
der Gemeinde sehr schwierig. Vor
allem fehlte den Indigenen aber
das Territorium und dessen heilige
und Heilpflanzen. Elver sorgte sich
nicht nur, weil durch das Fehlen
dieser Pflanzen die Familien und
Kinder krank wurden, sondern weil
auch das Territorium, der Fluss, der
Wald und die Felder krank werden
würden, wenn die Noonam sich
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Ein zerstörtes Haus in Tamarindo



nicht darum kümmern würden. Das
Territorium ist für die Gemeinschaft
ein untrennbarer Teil ihrer selbst.
Deshalb musste Elver mit den Noo-
nam-Familien nach einem Jahr
zurückkehren, unabhängig von der
schlechten Sicherheitslage, die es
den Noonam unmöglich machte, in
ihre eigenen Häuser zurückzu
kehren. 2011 gründeten sie des-
halb die neutrale und biodiverse
Zone von Santa Rosa de Guaya-
cán, direkt am Fluss, einige Kilo-
meter von ihren ursprünglichen
Häusern entfernt. Mit ständiger
Vorsprache bei verschiedensten
nationalen und internationalen
Ämtern und Körperschaften ver-
suchte der Rat, einen gewissen
Schutz aufrechtzuerhalten. Santa
Rosa de Guayacán wurde darauf-
hin vom Interamerikanischen Ge-
richtshof mit Schutzmaßnahmen
belegt, die der Staat implementie-
ren hätte müssen. Elver konstruier-
te währenddessen mit seiner Fami-
lie ein Dach, später eine Hütte. In
Gemeinschaft reinigten sie spiri-
tuell und physisch das Land, um
neue Pflanzen auszusäen. 2016
vermehrten sich wieder die Aktivitä-
ten bewaffneter Gruppen. Nach
mehreren Drohungen, der mehrtä-
gigen Entführung und Folter eines
Bewohners von Santa Rosa de
Guayacán und Tötungen in umlie-

genden Dörfern wurde es für die
Bewohner*innen von Santa Rosa
de Guayacán wieder zu gefährlich
auf ihren Feldern zu arbeiten. Sie
mussten tatenlos im Dorf abwarten.
Die Lebensmittel wurden knapper
und die Angst größer, sodass sie
2017 wiederum nach Buenaventu-
ra flüchteten. Krankheiten, der
Schmerz des fehlenden Territori-
ums sowie  Lebensmittel- und Was-
serknappheit bewogen sie jedoch
noch im gleichen Jahr wieder
zurückzukehren.

�
Krieg zerstört Lebensgrundlagen.
Krieg zerstört soziale Verbindun-
gen und Verbindungen mit der
Natur. Krieg verwehrt Sicherheit. Er
zerstört das Dach über dem Kopf.
Er zerstört den Zugang zu genü-
gend  sauberem Wasser, Luft,
Erde, Essen. 

Wenn man das Fehlen dieser
Lebensgrundlagen sowohl in rura-
len wie auch in urbanen Zonen
beobachtet, werden sie in Kolum-
bien, dem Land mit der ungleich-
sten Landverteilung Lateinameri-
kas, hauptsächlich in den länd-
lichen Gebieten zerstört. 

Der  Friedensvertrag von 2016 zwi-
schen der damals größten Guerril-
lagruppe FARC-EP und der kolum-

bianischen Regierung zielt darauf
ab, die Landnutzungsfrage zu
behandeln und eine Umverteilung
anzustreben. Zudem wurde ein
übergreifender Fokus auf den
besonderen Schutz und eine priori-
täre Implementierung der ruralen
Gegenden, in denen der Staat bis-
her mit Absenz nichtmilitärischer
Strukturen und Aktiviäten glänzte,
angestrebt. Gerade diese Punkte
hinken in der Implementierung
nach und brauchen dringende
Unterstützung von allen Seiten, um
die in Kolumbien 2018 wieder stark
ansteigende Zahl von internen Ver-
triebenen einzudämmen.

Der mit dem Krieg und der Landfra-
ge direkt verbundene Entzug von
Lebensgrundlagen durch Umwelt-
verschmutzung, vor allem durch
den Abbau von natürlichen Resour-
cen, Kokainerzeugung und Agrarin-
dustrie, der in diesem Artikel nicht
behandelt werden konnte, in Ko-
lumbien jedoch verheerende Aus-
maße annimmt, ist ein Thema, das
auch in den Friedensverträgen zwi-
schen FARC-EP und der kolumbia-
nischen Regierung nicht explizit
behandelt wurde und der verant-
wortungsvollen Implementierung
der Verträge überlassen wird. Bei
den stockenden und zähen Ver-
handlungsversuchen zwischen der
kolumbianischen Regierung und
der zur Zeit größten Guerillagruppe
ELN wird von Bemühungen der
ELN berichtet, Rohstoffabbau als
zentrales Thema zu behandeln.
Außerdem war zur Zeit der Redak-
tion dieses Artikels noch nicht klar,
ob der neue Präsident Ivan Duque
die Verhandlungen fortführen wird.

Michaela Söllinger ist Mitglied des
Versöhnungsbundes und war vier
Jahre lang als internationale Men-
schenrechtsbegleiterin mit Peace
Brigades International und FOR
Peace Presence unterwegs.

*Namen wurden geändert
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Der Islamische Staat verliert
die Kontrolle über die Gebie-
te, die er einst kontrolliert

hatte, und er hinterlässt ein giftiges
Erbe. Die ersten Ergebnisse einer
Untersuchungsmission, durchge-
führt von der Konflikt- und Katastro-
phenabteilung im Rahmen des
UN-Umweltprogramms, lokalisier-
ten eine Spur der Verpestung, die
akute und chronische Konsequen-
zen für den gesamten Irak haben
könnte – und nicht nur für die
Umwelt. 

Obwohl das ein guter Anfang ist,
wird eine größere Prüfung benötigt,
um die Möglichkeiten des Irak zu
stärken die Belastung der Zivilbe-
völkerung, die diesen Überresten
des Krieges und ihren unmittelba-
ren und chronischen Auswirkungen
auf die Gesundheit ausgesetzt ist,
zu minimieren. 

Und größere Fragen tauchen auf:
Wie können wir die Täter*innen zur
Verantwortung ziehen? Was sind
die langfristigen Gesundheitsrisi-
ken für die betroffene Bevölkerung?
Könnte die Umweltverpestung –
und unzureichende Maßnahmen
dagegen – politische Probleme in
Gang setzen?

Der Daesh-Winter: 
Die Umweltzerstörung 

Islamischen Staates

Während der letzten drei Jahren
wurde wenig Arbeit dahingehend
investiert die Umweltzerstörung,
die rund um den Kampf gegen den
IS verursacht wurde, zu bewerten.
Institutionen in den betroffenen
Gebieten brachen teilweise oder
gänzlich zusammen, entscheiden-
de Daten und Fachkompetenzen
fehlen. Und es gibt wenig Kapazität
um die Kontamination zu beobach-
ten bzw. darauf zu reagieren. 

Vor dem Konflikt mit dem IS baute
der Irak ein funktionierendes
System zur Beobachtung der
Umweltverschmutzung auf und
befasste sich auch mit anderen
Umweltproblemen wie Wasser-
knappheit und industriellem Gift-
müll. Schon damals kämpfte der
Irak mit giftigen Überresten von den
vorangegangenen Kriegen, die das
Land verwüstet hatten. Das UNEP
(Umweltprogramm der Vereinten
Nationen) identifizierte mehrere
Umweltbrennpunkte, half bei der
Stärkung von Umweltregulierungen
und dem Aufbau von Kapazitäten
für Aufräum- und Sanierungsarbei-
ten. Aber während Geld in den
Wiederaufbau der irakischen Erdöl-
industrie floss, blieb der Aufmerk-
samkeitslevel für Umweltangele-
genheiten ziemlich niedrig. Miss-
wirtschaft und Korruption behinder-
ten oft die effektive Umsetzung von
Bemühungen, Giftmüllprobleme in
den Griff zu bekommen, ver-
schmutzte Standorte zu sanieren
und Vorschriften für die Industrie zu
verbessern.

Nachdem der IS 2014 große Teile
des Nordiraks übernommen hatte,
machte der Kampf, um ihn schnell
wieder zu besiegen, jeglichen Fort-

schritt im Bereich der Gesundung
der Umwelt wieder zunichte.
Schlimmer sogar, die Taktik der
verbrannten Erde des IS hatte ver-
heerende Auswirkungen in den
Bezirken Ninive und Kirkuk. Dut-
zende Ölquellen brannten monate-
lang, manche sogar für Jahre, und
ließen – apokalyptisch als Daesh-
Winter bezeichnet - Gemeinden
unter dunklen Rauchschwaden, die
die Sonne blockierten, verschwin-
den. Ein Schwefelfeuer in der
Fabrik Al-Mishraq (südlich von
Mossul) und die darauffolgende gif-
tige Rauchwolke hatten unmittelba-
re gesundheitliche Auswirkungen
auf Tausende Zivilist*innen in den
umliegenden Dörfern. Der Konflikt
verschmutzte Wasservorräte und
übersäte den Irak sowohl mit Millio-
nen Tonnen Schutt und Trümmern
von zerstörten großen und kleinen
Städten, als auch mit Giftmüll aus
den Industriestätten und kleinen
Ölraffinerien. 

Nachdem sich der Staub gesetzt
hat: Nächste Schritte im Irak

Traditionellerweise erhalten kon-
fliktverschuldete Umweltzerstörung
und die daraus resultierenden Risi-
ken für Gemeinden in der Zeit des
Wiederaufbaus nach Ende des

10 Spinnrad 3 / 2018

UUMMWWEELLTTVVEERRSSCCHHMMUUTTZZUUNNGG

UN-Umwelt-Versammlung
Bei der UN-Umwelt-Versammlung in Nairobi im Dezember 2017 wurde
auf Betreiben der irakischen Regierung die Resolution „Die Milderung der
Verschmutzung und die Kontrolle in Gebieten, die von bewaffnetem Kon-
flikt oder Terrorismus betroffen sind“ (UNEP/EA.3/Res.1) verabschiedet.
Darin wird die Notwendigkeit größerer internationaler Aufmerksamkeit für
den aus bewaffnetem Konflikt und Terrorismus entstehenden Umwelt-
schaden betont. Alle Mitgliedsstaaten werden eingeladen, auf Bitte eines
betroffenen Landes „in geeigneter Weise eng zu kooperieren, um die
negativen Auswirkungen von bewaffneten Konflikten oder Terrorismus auf
die Umwelt zu verhindern, zu minimieren oder zu mildern.“ Weiters wird
der Direktor des UNEP (zur Zeit Erik Solheim aus Norwegen) aufgefor-
dert, auf Bitte von betroffenen Staaten Unterstützungsmissionen in betrof-
fene Gebiete zu entsenden.

Ein giftiges Erbe: 
Die Beseitigung der Umweltverschmutzung im Irak 
von Wim Zwijnenburg



Konflikts wenig Aufmerksamkeit,
sie konkurrieren mit dringlicheren
humanitären Problemen. Das
ändert sich langsam, da wir lernen,
wie wichtig Umweltbedingungen für
die sozioökonomische Entwicklung
sind und wie die giftigen Überreste
des Krieges die Gesundheit und
das Wohlergehen in Mitleiden-
schaft ziehen. Zivilist*innen können
giftigen Materialien wie den Überre-
sten von Munition oder gefähr-
lichen Stoffen, die durch den
Beschuss von Industriestätten in
die Umwelt gelangen, ausgesetzt
sein. Längerfristig können Schad-
stoffe im Trinkwasser oder im
Boden zu Gesundheitsschäden,
insbesondere bei Kindern, führen. 

Wenn diese Umweltrisiken nicht
richtig angegangen werden, kön-
nen die wohlgemeinten Aufräumbe-
mühungen nach hinten, gegen die
Institutionen, die mit dem Wieder-
aufbau befasst sind,  losgehen.
Missstände durch unzureichende
Umweltsanierung von konfliktver-
ursachter Verschmutzung führten
im Irak, im Südsudan und in Viet-
nam zu Protesten. Sogar in den
USA gab die Kontaminierung von
Militärbasen und Schießplätzen
Anlass zur Sorge. 

Die internationale Gemeinschaft
wird finanzielle Mittel und techni-
sche Unterstützung zur Verfügung
stellen müssen, um dringliche
Brennpunkte im Irak zu identifizie-
ren und zu bereinigen. Dann sollte
die Umweltgesundheit der betroffe-
nen Gemeinden beobachtet wer-
den. Das würde zukünftig auch
einen besseren, überprüfbaren
Ansatz bezüglich der konfliktver-
schuldeten Umweltverschmutzung
und deren Konsequenzen für die
Zivilbevölkerung unterstützen. 

Ein derartiger Ansatz sollte sowohl
in der humanitären Arbeit als auch
in Wiederaufbauprogrammen nach
einem Konflikt auf allen Ebenen –
von der Identifikation des unmittel-
bar Benötigten bis hin zur langfristi-

gen Beobachtung und in der Auf-
bauarbeit – etabliert werden. Das
bedeutet natürlich eine große
finanzielle Bürde. Nicht-staatliche
bewaffnete Gruppen oder Terro-
rist*innen wie der IS werden das
nicht bezahlen. In vergangenen
Konflikten haben Staaten, die für
Kontaminierung verantwortlich
waren, freiwillig finanzielle Mittel
zur Verfügung gestellt, wie es zum
Beispiel die Vereinigten Staaten
getan haben, um die Verpestung
des Vietnam mit Agent Orange zu
beseitigen. Oder sie wurden ge-
zwungen zu bezahlen, wie der Irak
im Falle des Einmarsches in
Kuwait. Andere Debatten blieben
stecken, wie im Falle der Anklage
des Libanon, der von Israel ver-
langte, für die Aufräumarbeiten von
ausgeflossenem Öl während des
Krieges gegen die Hisbollah 2006
zu bezahlen. Wer wird also für die
Beseitigung der Verpestung im Irak
bezahlen?

Die Rechnung bezahlen: 
Die Gesundung der Umwelt

nach einem Konflikt

Um sicherzustellen, dass Umwelt-
belange in der humanitären Arbeit
und dem Wiederaufbau etabliert
werden, machen wir folgende Vor-
schläge:

Eine bessere Information über
lokale Umweltzerstörung und die
Zusammenstellung der konfliktbe-
zogenen Ursachen für Verpestung
können eine effektivere Reaktion
auf solche Bedrohungen unterstüt-
zen und langfristige Auswirkungen
auf die Gesundheit und folglich auf
die sozioökonomischen Kosten mil-
dern. Das könnte durch die Anwen-
dung neuartiger Instrumente und
Technologien bewerkstelligt wer-
den, um Konflikte und potenzielle
Umweltbrennpunkte, die sie verur-
sachen, zu identifizieren und zu
beobachten. 

Ein spezieller Umweltfokus im Rah-
men des Wiederaufbaus könnte
auf dem Wissen und der Expertise

in der Thematik Umweltnotsituatio-
nen der relevanten Organisationen
wie UNEP oder NGOs und des pri-
vaten Sektors aufbauen.

Länder mit einer Geschichte im
Bereich des Umgangs mit Umwelt-
angelegenheiten könnten finanziel-
le Mittel zur Verfügung stellen, um
die oben beschriebene Arbeit in
Gang zu bringen und durch ihr Bei-
spiel eine Führungsrolle einzuneh-
men, um den unmittelbaren und
langfristigen Nutzen aufzuzeigen,
wenn konfliktbedingte Umweltzer-
störungen in Angriff genommen
werden. Größere Wiederaufbaube-
mühungen von Seiten der Welt-
bank sollten dieses Thema in die
Planung einbauen.

Diese Herangehensweise könnte
uns helfen, ein Bild der tatsäch-
lichen Kosten des Krieges zu
zeichnen, das die langfristigen Aus-
wirkungen der enormen Umwelt-
zerstörungen und der akuten und
chronischen Gesundheitsrisiken für
die Zivilbevölkerung miteinbezieht.
Idealerweise könnte sie auch mili-
tärische Praktiken und Taktiken
behindern, indem die Kosten für
solche Operationen aufgezeigt
werden. Wenn niemand gewillt ist,
die Rechnung für die Umweltko-
sten des Krieges auf sich zu neh-
men, sollten wir mehr Schritte
unternehmen, um zu verhindern,
dass solche Unsummen anfallen
und der Zivilbevölkerung, die ver-
sucht ihr Leben und ihre Existenz-
grundlage wiederaufzubauen, auf-
gebürdet werden. 

Wim Zwijnenburg ist Projektleiter
für humanitäre Abrüstung bei PAX,
einer niederländischen Friedensor-
ganisation. 

Dieser Artikel erschien ursprünglich in
englischer Sprache in: New Security
Beat. the blog of the Environmental
Change and Security Program zu fin-
den unter: www.newsecuritybeat.org/
2017/11/toxic-legacy-remediating-
pollution-iraq/ (inkl. Ressourcen)

Übersetzung: Irmgard Ehrenberger
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Die Geschichte einer Flucht
wollte ich schreiben, aber
ich weiß nicht genau, wo

diese Geschichte beginnt, und vor
allem weiß ich nicht, wo und wann
sie endet.

Ich treffe Enis*, den ich zuvor bei
einem Theater-Workshop kennen-
gelernt habe, bei seiner Unterkunft,
einem größeren Areal, wo derzeit
noch in einem Gebäude geflüchte-
te Menschen leben. Aber es wird in
den letzten Monaten dort ein Haus
nach dem anderen dicht gemacht,
die Abschiebungen nehmen rasant
zu.

Wir machen einen langen Spazier-
gang durch den Park und genießen
den einsetzenden leichten Regen
nach einer langen Hitzeperiode. Ich
darf seinen Rollstuhl nicht schie-
ben. Er möchte mich auf einen Kaf-
fee einladen - bei einem Automaten
im Krankenhaus, ich darf nicht
bezahlen. 

Die Ruhepause, die keine ist

Enis ist 32 Jahre alt und ist im Win-
ter 2015 nach Österreich gekom-
men. Er spricht gut Deutsch, er übt
fleißig, weil er gerne kommunizie-
ren möchte. Er ist nicht gerne allein
und ist überrascht, dass in Europa
so viele Menschen allein leben,
und dass hier alle so wenige Kinder
haben. Staunend stehen sich wohl
die verschiedenen Kulturen gegen-
über. Aber der Wunsch, der Gewalt
zu entfliehen und in Frieden zu
leben ist international und in allen
Kulturen verbreitet. Er erzählt mir,
dass er sehr traurig ist, weil vor
zwei Tagen zwei Familien nach
Georgien abgeschoben wurden.
Um 5:30 morgens sei die Polizei
gekommen, es sei alles sehr
schnell gegangen. Mit der einen
Familie hatte er sich angefreundet,
der Vater ist ein Dialyse-Patient.

Diese Möglichkeit wird er in Geor-
gien mit großer Wahrscheinlichkeit
nicht haben, es ist also mehr als
fraglich, ob er überleben wird. Enis
hat Angst auch nicht bleiben zu
dürfen und fragt sich, ob es nicht
vielleicht besser wäre, doch nach
Deutschland zu gehen.

70 Jahre werden es heuer, dass 58
Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen die „Allgemeine Erklärung
der Menschenrechte" gemeinsam
beschließen. „Jeder hat das Recht,
sich innerhalb eines Staates frei zu
bewegen und seinen Aufenthaltsort
frei zu wählen. Jeder hat das
Recht, jedes Land, einschließlich
seines eigenen, zu verlassen und
in sein Land zurückzukehren.
Jeder hat das Recht, in anderen
Ländern vor Verfolgung Asyl zu
suchen und zu genießen" heißt es
da in Artikel 13 und Artikel 14. 

Im Irak

Enis ist Kurde, aber er weiß nicht
genau, ob er das so sagen darf, da
Kurden ja keine Staatsbürgerschaft
haben, er ist in seinen Papieren
hier als Araber eingetragen. Er
kommt aus dem Irak. Dort ist er
durch eine Unachtsamkeit – eine
Verwirrung, wie er es formuliert –
zwischen die sunnitische und schii-
tische Front geraten, was schließ-
lich seinem Onkel das Leben
kostet. Er selbst wird dabei aus
einem fahrenden Auto angeschos-
sen, alles geht sehr schnell, er
weiß nicht, wer auf ihn geschossen
hat und wacht im Krankenhaus
wieder auf. Er ist zu diesem Zeit-
punkt Anfang 20, und als ihm der
Arzt mitteilt, dass er von nun an sei-
ne Beine nicht mehr bewegen wird
können, da die Kugel bei ihrem
Austritt die Wirbelsäule verletzt hat,
will er es lange gar nicht glauben.
Nunmehr im Rollstuhl sitzend
arbeitet er eine Zeit lang in einer

Manufaktur für Filz-Bekleidung. Er
kommt sich dabei aber vor wie im
Gefängnis, sagt er. Es fällt ihm
sichtlich nicht leicht über diese
Erlebnisse zu sprechen, und ich
will nicht nachbohren. Obwohl ich
weiß, dass ihm das bei seinem
Gang durch die verschiedenen
Interviews und Instanzen nicht
erspart geblieben ist. 

Die Flucht 

Er flieht gemeinsam mit zwei
Freunden und einem Cousin, erst
mit dem Bus auf legalem Wege in
die Türkei. Dort treffen sie dann
einen Schlepper, der sie in ein acht
Meter langes Schlauchboot ver-
frachtet. Brutal sei er gewesen, die-
ser Schlepper, erzählt er. Er habe
sie mit einem Stock angetrieben,
das Schlauchboot zu tragen. Sein
Rollstuhl wird ihm abgenommen,
dafür ist kein Platz auf dem Boot,
seine Freunde und sein Cousin tra-
gen ihn abwechselnd. Eineinhalb
Stunden habe die Überfahrt gedau-
ert, das Boot ist überladen, und
unterwegs sei immer wieder der
Motor ausgefallen. Angst habe er
aber dabei keine gehabt, ein bis-
schen vielleicht in der Türkei, aber
schließlich auch nicht zu verglei-
chen mit dem Irak. Nach eineinhalb
Stunden legen sie in Griechenland
auf Samos an, und werden in
einem Camp auf der Straße unter-
gebracht und versorgt. Dort habe
man sie gut behandelt, sagt er, sie
bekommen zu essen und zu trin-
ken, und man besorgt ihm wieder
einen Rollstuhl. Acht weitere Tage
dauert dann die Weiterreise über
Mazedonien, Serbien, Kroatien und
Slowenien mit verschiedenen
Transportmitteln, unterwegs über-
nachten sie in den Camps auf der
Straße und müssen auf die Forma-
litäten warten, irgendwo sei es
dann auch sehr kalt gewesen,
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Geschichte einer Flucht
von Margot Hruby



13   Spinnrad 3 / 2018

erinnert er sich. In Kroatien kommt
ihm dann auch im Zug der Rollstuhl
abhanden, kann aber von seinen
Freunden wiedergefunden werden
und wird letztlich auch anstandslos
wieder retourniert. Ein kranker
Mann wollte sich seiner bedienen,
ob er dann auch irgendwo einen
eigenen bekommen hat oder ob
auch er getragen werden musste,
ist nicht bekannt. 

Ankunft in der Ungewissheit

Als sie schließlich in Kärnten
ankommen, ist Enis am Ende sei-
ner Kräfte. Durch das lange Sitzen
auf nicht geeigneten Unterlagen
bekommt er einen beginnenden
Dekubitus (Druckgeschwür auf-
grund mangelnder Durchblutung)
und ist auch insgesamt sehr
geschwächt. Eine Flüchtlingshelfe-
rin nimmt sich dort seiner an, küm-
mert sich um eine ärztliche Erstver-
sorgung und sorgt dafür, dass er
ein geeignetes Kissen für den Roll-

stuhl bekommt. Eigentlich wollte er
nach Deutschland weiterreisen, sie
rät ihm aber aufgrund seiner kör-
perlichen Verfassung von einer
Weiterreise dringend ab und hilft
ihm schließlich dabei, in Wien
unterzukommen.  Ob das nun bis
daher die Geschichte seiner Flucht
war, lässt sich nicht mit Sicherheit
sagen. Sein erster Bescheid war
negativ, und nun wartet er auf den
zweiten. „Ihre Angaben zum Flucht-
grund stellen sich nicht glaubhaft
dar. Es kann nicht festgestellt wer-
den, dass sie im Irak konkret und
gezielt gegen ihre Person gerichte-
ten Übergriffen maßgeblicher
Intensität ausgesetzt waren oder
es im Falle einer Rückkehr in den
Irak mit maßgeblicher Wahrschein-
lichkeit wären]“, lautet die
Begründung. Warum eine Schuss-
verletzung, die einen jungen Men-
schen lebenslang in den Rollstuhl
befördert, nun keinen konkreten
Übergriff maßgeblicher Intensität

darstellt, verstehe ich nicht ganz.
Dieser Bescheid habe ihn über-
rascht, sagt er, damit hatte er nicht
gerechnet. Die Frau, die ihn befragt
hatte, wäre sehr freundlich und
zuvorkommend gewesen und habe
ihn auch immer wieder gefragt, ob
er eine Pause brauche oder etwas
zu trinken. Ob diese Frau, die ihn
befragt habe, denn auch über ihn
entschieden habe, fragt er mich.
Als ich das verneine, kann ich ihm
damit hoffentlich ein bisschen
Zuversicht geben und einen Rest
vom Glauben an die Menschlich-
keit. 

Ich danke Enis für sein Vertrauen.
Sein Akt liegt jetzt bei einer Hilfsor-
ganisation, und ich wünsche ihm
und allen Schutzsuchenden einen
guten Rechtsbeistand und eine*n
Richter*in, der bzw. die die Werte
der Erklärung der Menschenrechte
von 1948 erkennt und schätzt. Für
meinen eigenen Glauben an die
Menschlichkeit] 

FFLLUUCCHHTT
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Militärausgaben 

Die Regierungen versprechen Sicherheit durch Aufrüstung. Das kostet Geld, das dann für Programme und 
Investitionen zur Bekämpfung von Armut fehlt. 2017 betrugen die weltweiten Rüstungsausgaben 

1739 MILLIARDEN US-DOLLAR

aus der Kampagne Pazifismus ohne Wenn und Aber - Krieg zerstört Lebensgrundlagen

http://www.versoehnungsbund.at/kampagne2018

Die Kosten für 

158.181 Stück 

der weltweit leistungsstärksten
Onshore-Windenergieanlage

Die Kosten für 

die Entfernung aller weltweit
noch vergrabenen Minen

15 MAL

230,9 US-Dollar

für JEDEN Menschen
auf der Welt

Die USA haben weltweit die höchsten Militärausgaben. Im Budget(1) für
2019 wird trotzdem vorgeschlagen 80,1 Milliarden zusätzlich zu investie-
ren, das wären dann            $686,1 Milliarden.

Wo soll gespart werden?

Wieviel sind $1739 Milliarden?

Bildung 
-3,7 Milliarden

das bedeutet u.a. das
Aus für viele Stipen-

dien

Umwelt
Environmental 

Protection Agency 

– 2,8 Milliarden

bedeutet das Ende für
dutzende Programme
dieser Organisation

Wohnbau
– 6,8 Milliarden

bedeutet u.a. -1,9
Mrd. bei der General-

sanierung von 
sozialem Wohnbau

USA - die höchsten Militärausgaben Österreich

Militärbudget 2017: 
€ 2,65 Mrd.

Davon könnten 

33.125
zivile Friedensdiener*innen

bezahlt werden

(1) vgl. www.washingtonpost.com/graphics/politics/trump-presidential-budget-2018-proposal/



Die Gesellschaft Bosnien-
Herzegowinas (BiH) hat sich
nie völlig vom Konflikt erholt,

der 1995 zu Ende ging und für
100.000 Menschen den Tod sowie
für die Hälfte der Bevölkerung Ver-
treibung brachte. Das Ende des
Krieges bedeutete die Einbunke-
rung politischer Trennungen, die
während des Konflikts entstanden
waren. Die politische Landschaft
bleibt dominiert von ethno-nationa-
len Narrativen und geht über in ein
brüchiges soziales Gefüge, sodass
in BiH heute Bosniak*innen, Serb-
*innen und Kroat*innen noch
immer vorwiegend in ausschließ-
lich oder dominant nationalen
Gebieten leben, oft mit minimalem
Kontakt mit den anderen Gruppen.
Zusammen mit einem schwachen
Rechts- und Regierungssystem,
weitverbreiteter Korruption, einem
polarisierenden Erziehungssystem
und dem Fehlen einer eigenen und
tragfähigen Übergangsjustiz sowie
eines Versöhnungsprozesses hat
dies die gesellschaftlichen Gräben
verbreitert und Versuche untermi-
niert, inklusive und verantwortungs-
volle Institutionen aufzubauen.

Als Ergebnis des Krieges beher-
bergt BiH das vielleicht weltweit
komplizierteste Regierungssystem.
Bosnien-Herzegowina besteht aus
zwei Entitäten: der Föderation von
BiH und der Republika Srpska. For-
mell Teil beider Entitäten ist der
Brcko-Distrikt, eine multi-ethnische,
selbstverwaltete administrative Ein-
heit. Die Föderation ist weiterhin
aufgeteilt in 10 Kantone, jeder mit
seiner eigenen administrativen
Regierung und relativer Autonomie
in lokalen Angelegenheiten wie
Erziehung und Gesundheitssy-
stem. Wir haben z.B. in BiH 180
Minister*innen (mit allem, was dazu
gehört, also Sekretariate, Ange-
stellte, Ausrüstung, Dienstautos).

Es gibt insgesamt 13 ziemlich auto-
nome Bildungsministerien. Mehr
als die Hälfte des BNP wird für
Kosten für die Administration aus-
gegeben.

Es ist auch wert, den international
eingesetzten König, pardon, Hohen
Repräsentanten, Valentin Inzko, zu
erwähnen. Niemand weiß eigent-
lich, was er macht, er hat alle seine
Vollmachten verloren (zumindest
im Vergleich zu früheren Repräsen-
tanten, von denen z.B. ein einfluss-
reicher Wolfgang Petritsch war).
Aber zumindest ist das Gehalt gut,
es gibt nicht viel Arbeit und die Hei-
mat ist nicht weit weg. Lauter gute
Gründe zu bleiben.

BiH hat eine dreigeteilte Präsident-
schaft, die für außenpolitische,
diplomatische und militärische
Belange zuständig ist, sowie für
das Budget für Institutionen auf
Staatsebene. Die drei Mitglieder
des Präsidiums kommen aus den
drei konstituierenden Nationen –
ein Bosniake, ein Serbe, ein Kroa-
te. Aber wenn du Bosnier und Her-
zegowiner, Rom, jüdisch oder
„anderes“ bist, kannst du nicht zum
Präsidenten gewählt werden.

Dervo Sejdić ist Rom, während
Jakob Finci jüdisch ist, und beide
sind Bürger von BiH. Aber sie
erhielten eine schriftliche Bestäti-
gung, dass sie wegen ihrer ethni-
schen Herkunft nicht für die Wahlen
zur Präsidentschaft und zum „Haus
der Völker“ der Parlamentarischen
Versammlung kandidieren dürfen.
Die Verfassung von BiH, die im
Rahmen des Dayton-Friedensab-
kommens geschaffen wurde, be-
schränkt die Teilnahme an einigen
Schlüsselinstitutionen der staat-
lichen Entscheidungsfindung auf
ihre „konstituierenden Völker“ –
nämlich Serb*innen, Kroat*innen
und Bosniak*innen. Infolgedessen

sind Leute anderen ethnischen
Ursprungs vom passiven Wahlrecht
ausgeschlossen. Sicherlich, es gibt
mehrere Urteile, die ihnen Rechte
zugestehen, bis hinauf zum Euro-
päischen Menschenrechtsgericht,
aber nationalistische Führer*innen
tun nichts um die Urteile umzuset-
zen, und die internationale Ge-
meinschaft ist keinesfalls hilfsbe-
reit.

Apropos, wir haben Anfang Ok-
tober nationale Wahlen, bei denen
dieselben politischen Parteien als
Wahlsieger erwartet werden. Wie
das? Ganz einfach. Die Anzahl der
registrierten Wähler*innen ist bei-
nahe gleich wie die Anzahl derer,
die bei der letzten Volkszählung
2013 registriert wurden (davor hat-
ten wir 22 Jahre keine Zählung,
und sogar die jetzigen Resultate
sind immer noch umstritten). D.h.
dass hunderttausende Menschen,
die inzwischen verstorben sind
oder das Land verlassen haben,
„wählen“ und den nationalistischen
Parteien den Sieg bescheren wer-
den, gemeinsam mit den loyalen
Wähler*innen, die alles tun werden
um ihre Positionen und Jobs zu
behalten. Und natürlich ist seit
Ende des Krieges die politische
Zugehörigkeit eng an die ethnische
Identität gebunden. Und wen inter-
essiert schon die Zukunft]

Um Stimmendiebstahl zu verhin-
dern wurde die geniale Idee gebo-
ren, durchsichtige Urnen und rote
Stifte zu verwenden, weil das
sicher helfen wird. 

Nach offiziellen Zahlen von 2017
hatten wir ca. 200 Ärzt*innen pro
100.000 Einwohner*innen, wäh-
rend die durchschnittliche Anzahl in
Europa 362 beträgt, und medizini-
sche Angestellte in westliche Län-
der auswandern. Seit 1995 haben
79% der Forschenden in techni-

15Spinnrad 3 / 2018

BBOOSSNNIIEENN &&  HHEERRZZEEGGOOWWIINNAA

Bevor alle weg sind...
von Goran Bubalo



schen Berufen, 81% mit Master-
Abschlüssen und 75% mit PhD-
Abschlüssen Bosnien verlassen.
Unter 133 Staaten liegt Bosnien-
Herzegowina in der Kategorie
„Brain drain“ an 131. Stelle.

Basierend auf einer UN-Studie wol-
len 70% der jungen Leute das Land
verlassen. Über 2 Millionen Men-
schen, oder 53% der Gesamtbevöl-
kerung, leben im Ausland. Und
während diese Zahlen steigen, sind
wir vermutlich derzeit bereits bei
unter 3 Millionen Einwohner*innen
(verglichen mit 3,5 Millionen, die
offiziell registriert sind). 

Die offizielle Arbeitslosenrate
beträgt 27%, wobei es viele Leute
gibt, die offiziell arbeiten, aber kei-
nen Lohn für ihre Arbeit erhalten.
Zwei Drittel der Jugendlichen sind
ohne Arbeit. Gleichzeitig beträgt
der Lohn von Parlamentarier*innen
das Sechsfache des üblichen
Durchschnittlohns.

BiH wurde von der EU 2003 als
„potentieller Beitrittskandidat“ aner-
kannt und steht auf der Agenda für
eine zukünftige Erweiterung der
EU. Formal hat BiH im Februar
2016 einen Beitrittsantrag gestellt
und bleibt ein potentieller Kandidat
bis zu einer Antwort des Rates. Die
EU-Kommission bat BiH um Beant-
wortung von 3.242 Fragen eines
Fragebogens innerhalb von sechs
Monaten. Aufgrund der tiefen politi-
schen und ethnischen Spaltungen

brauchte das Land allerdings 14
Monate um den Prozess abzu-
schließen. Im Juni erhielten wir
Nachfragen dazu, und niemand
kann sagen, wie lange es diesmal
mit der Beantwortung dauern wird.

Vor wenigen Tagen las ich einen
passenden Witz: Bosnien und
Herzegowina tritt langsam in die
EU ein, 50.000 Menschen pro Jahr
(bezogen auf die Abwanderung
durch Brain drain).

Um auf die Korruption zu sprechen
zu kommen, ist BiH eines der kor-
ruptesten Länder der Welt. Fast
alle Sektoren der Wirtschaft leiden
unter grassierender Korruption, ins-
besondere das öffentliche Beschaf-
fungswesen. Dasselbe gilt für die
öffentliche Administration, in der
Nepotismus und Netzwerke der
Protektion weitverbreitete Praxis
sind.

Es gab eine große Ausstellung „Wir
zahlen den Preis. Eine Ausstellung
über schockierende öffentliche Auf-
träge in BiH“, wo z.B. ein Messing-
aschenbecher um 650 Euro
gezeigt wurde.

Gibt es Hoffnung? Wie können
nationalistische Strukturen be-
kämpft werden? Wie kann das
Land verändert werden?

Ja, es gibt Hoffnung. Wir kämpfen
und werden weiterkämpfen.

Jede Nacht seit März versammeln
sich hunderte, manchmal tausende
Einwohner*innen – die meisten
jung – für eineinhalb Stunden auf
dem Hauptplatz von Banja Luka,
zeigen ihre Fäuste und skandieren
„pravda“, Gerechtigkeit. Anfangs
verlangten die Massen nur die
Wahrheit über den Tod von David
Dragićević, einem 21-Jährigen, der
nach Polizeiangaben nachts bei
einem Unfall ertrank. Fotos von sei-
nem Gesicht voller Blutergüsse lie-
ßen viele in Banja Luka zur Über-
zeugung kommen, dass der junge
Mann in Folge einer Auseinander-
setzung entweder mit der Polizei
oder mit jemandem mit Verbindun-
gen zur Regierung ums Leben
kam. Ähnliche Proteste gibt
es auch in Sarajewo, die von
Freund*innen und der Familie von
Dženan Memić, einem Bosniaken,
der 2016 unter ähnlichen Umstän-
den starb, angeführt werden.

16 Spinnrad 3 / 2018

BBOOSSNNIIEENN &&  HHEERRZZEEGGOOWWIINNAA

Transparente Urnen für die Wahl 

Bus nach Deutschland

Korruptionsausstellung: 
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650€ pro Stück 



Viele Organisationen im ganzen
Land haben enorme Arbeit im
Kampf gegen nationalistische Nar-
rative geleistet, die das Land ver-
ändern und mit Vorurteilen bre-
chen. Ohne sie wäre die Situation
noch viel schlimmer.

Um Spaltungen zu bekämpfen,
arbeitet das Netzwerk für Friedens-
aufbau daran, verschiedene
Akteur*innen wie Menschenrechts-
verteidiger*innen, Veteranenverei-
nigungen und Schulen zu verbin-
den und sich über ethnische Gren-
zen und geografische Entitäten hin-
weg für das gemeinsame Ziel des
Aufbaus eines positiven Friedens
zu organisieren. Gegründet 2010,
verbindet das Friedensnetzwerk
heute 160 Basis-Friedens- und
Menschenrechtsorganisationen im
ganzen Land. Seine Aufgabe ist es,
„Friedensinitiativen und Aktivitäten
in BiH und der Region zu starten,
zu stärken und zu verbinden“, um
so seine Vision einer „stabilen
Gesellschaft, in der Menschen ein-
ander respektieren und vertrauen,
indem ein dauerhafter Frieden in
BiH und der Region gemeinsam
aufgebaut wird“, umzusetzen. Das
Friedensnetzwerk arbeitet auf
nationaler und Gemeinde-Ebene
um Friedensinitiativen und -aktivitä-
ten in BiH zu fördern. In Anerken-
nung dessen, dass gesellschaftli-
che Transformation auf der Arbeit
lokaler Akteur*innen beruht, unter-
stützt das Netzwerk seine extensi-
ve und diverse Mitgliedschaft in
ihren Aktivitäten Hassrede zu
bekämpfen, Menschenrechte und 
-freiheiten zu fördern und zu schüt-
zen, Verbindungen zwischen
Gemeinschaften aufzubauen und
sich für institutionelle Reformen
einzusetzen.

Goran Bubalo ist Koordinator des
bosnischen Friedensnetzwerks:
https://www.mreza-mira.net/

Ein Jahr lang haben
Schüler*innen der bosni-
schen Stadt Jajce gegen die

ethnische Segregation an ihrer
Schule gekämpft und letztlich
gewonnen.

Im Juli 2016 hatte die Kantonsre-
gierung ihre Pläne bekannt gege-
ben die Schüler nach ethnischem
Ursprung aufzuteilen, d.h. den
Unterricht nach dem Prinzip „zwei
Schulen unter einem Dach“ für
katholisch–kroatische und musli-
misch–bosniakische Kinder
getrennt zu organisieren. Aber die
Mittelschüler*innen aus Jajce, einer
kleinen Stadt in der Mitte Bosniens,
haben Position gegen diese Ent-
scheidung bezogen und organisier-
ten eine Kampagne mit Demonstra-
tionen durch das Stadtzentrum für
eine gemeinsame Schule. Von
hunderten Schüler*innen der zwei
Gymnasien befürworteten nur etwa
dreißig Prozent die Trennung. Ihr
Einsatz zog nicht nur die Aufmerk-
samkeit der Regierung auf sich,
sondern ist auch international
bekannt geworden. Im März 2017
hatte die Regierung mit entspre-

chenden Maßnahmen wie der Ein-
stellung von Lehrkräften und Ver-
waltungspersonal die Trennung
bereits in Kraft gesetzt. Sie argu-
mentierte diesen Schritt mit einer
Petition, die von 500 Eltern unter-
zeichnet worden sei, jedoch wur-
den die Unterschriften nie veröf-
fentlicht. Der Widerstand dagegen
nahm mit der Unterstützung für die
Schüler*innen in Jajce aus 54 wei-
teren Schulen aus drei Kantonen
zu. Auf sozialen Netzwerken wie
Facebook und Twitter wurden unter
dem Hashtag #schulezusammen
Unterstützer*innen mobilisiert.

Der Kampf durch Proteste auf den
Straßen und Öffentlichkeitsarbeit
hat ein Jahr gedauert und glückli-
cherweise Früchte getragen. Letzt-
endlich, nach langem Kampf, ver-
kündete die kantonale Bildungsmi-
nisterin Katica Čerkez im Sommer
2017 die Pläne für die Beibehal-
tung der gemeinsamen Schule für
alle. Jajce könnte ein Präzedenzfall
dafür werden, wie das Volk gewalt-
frei und gezielt zusammen Wesent-
liches bewirken kann, auch wenn
die Regierung anderer Meinung ist.

17Spinnrad 3 / 2018

BBOOSSNNIIEENN &&  HHEERRZZEEGGOOWWIINNAA

Erfolgreicher Kampf von Schüler*innen in
Jajce gegen Segregation an ihrer Schule

Wasserfälle von Jaice



Zur politischen Lage

Seit einiger Zeit ist das lokale politi-
sche Umfeld alles andere als stabil.
Tatsächlich wurden letzten März
Gesetzesänderungen zum Wahl-
recht von den Parlamentsabgeord-
neten  angenommen, was zu gro-
ßen Auseinandersetzungen führte,
da einige mit den Vorschlägen nicht
einverstanden waren. Trotz schar-
fer  Proteste  von ihrer Seite wur-
den die Gesetzesvorschläge den-
noch von der Nationalversammlung
durchgebracht.  Am 21. April hatten
einige Abgeordnete, die gegen die-
ses Gesetz waren, eine Demon-
stration und Kundgebung auf dem
Platz der Unabhängigkeit (place de
l'indépendance) organisiert, auch
um der Bevölkerung die Ungleich-
heit vor Augen zu führen. Unglückli-
cherweise wurde die besagte
Kundgebung durch ein Blutbad
durch die Ordnungskräfte unter
Ausnützung ihrer militärischen
Überlegenheit  beendet. Es wurde
auf die Demonstrant*innen ge-
schossen, und es gab vier Verletz-
te und einen Toten zu beklagen.
Das ist wirklich sehr bestürzend!

Seit diesem Vorfall bis Juni war die
politische Situation in Madagaskar
sehr angespannt. Beide Lager
schoben einander die Verantwor-
tung für die Tragödie am 21. April
zu. Einerseits bestanden die der-
zeitigen Machthaber darauf, mit
allen Mitteln ihre Handlungen zu
rechtfertigen. Andererseits hielten
die „73 Abgeordneten" der Opposi-
tion Sitzungen und Treffen mit der
der Bevölkerung ab, wobei sie vor
tausenden Menschen im Stadtzen-
trum ihre Unzufriedenheit mit der
Regierung zum Ausdruck brachten.
Im Zuge dieser Kundgebungen hat-
te die Opposition auch den Rück-
tritt des derzeit amtierenden Präsi-
denten gefordert.

Es folgten mehrere Wochen Streik
in der Hauptstadt Antananarivo.
Diverse öffentliche und private
Gewerkschaftsgruppierungen, die
verschiedensten Vereine und Insti-
tutionen ebenso wie zehntausende
Personen aus verschiedensten
politischen Lagern  hatten die
Demonstrationen auf dem Vorplatz
des Rathauses anschwellen las-
sen. Die Gepräche wurden von Tag
zu Tag intensiver.

Am 25. Mai hat der Verfassungsge-
richtshof per Beschluss Nr. 18-
HCC/D3 entschieden, den Präsi-
denten der Republik zu unterstüt-
zen. Der Verfassungsgerichtshof
hat außerdem den Präsidenten
befugt, innerhalb von sieben Tagen
nach Bekanntmachung der Ent-
scheidung, einen neuen Premier-
minister zu ernennen.

Nach Bekanntwerden der Entschei-
dung des Verfassungsgerichtshofs
gingen die Meinungen der Demon-
strant*innen auseinander. Die
einen waren sehr unzufrieden, da
sie gehofft hatten, der Präsident
würde seiner Funktionen enthoben
werden, die anderen waren ande-
rer Ansicht...  Am 4. Juni stand der
designierte neue Innenminister
Christian Ntsay fest.  Am 11. Juni
wurden die neuen Regierungsmit-
glieder nominiert. Einige der Mit-
glieder der Opposition, die die Pro-
testbewegung geleitet hatten, fun-
gieren als Abgeordnete unter
ihnen. Nach diesen Nominierungen
nahmen die Streiks und Kundge-
bungen am Platz der Unabhängig-
keit zuerst ab und lösten sich
gegen Mitte des Monats Juni
schließlich ganz auf. 

Die Hauptaufgabe dieser neuen
Regierung besteht vor allem darin,
die Abwicklung der nächsten Wah-
len vorzubereiten (sowohl  Präsi-
dentschaft als auch Nationalrat),

die offiziellen Daten dazu wurden
vom Premierminister am 29. Juni
bekanntgegeben. Dem Vorschlag
der CENI (Commission Électorale
Nationale Indépendante) nach soll
die erste Runde der Präsident-
schaftswahl am 7. November statt-
finden, die zweite Runde am 19.
Dezember.

Zur sozialen Lage

Mit dem erheblichen Anstieg der
Arbeitslosenquote steigen auch der
Drogen- und Alkoholkonsum, Ban-
denbildung  und die Kriminalitätsra-
te und werden zu einer Bedrohung
der Gesellschaft. Außerdem kann
man eine zunehmende Unsicher-
heit im ganzen Land beobachten.
Täglich bringt die Presse fürchterli-
che und makabre Schlagzeilen und
Beiträge - Diebstähle, Vergewalti-
gungen, Raubüberfälle, Einbrüche,
Attacken, Entführungen, Mord,...
Die Bevölkerung lebt in ständiger
Angst. Niemand bleibt davon ver-
schont - Reiche, Arme, Ungläubige,
Religiöse, Einheimische oder
Fremde.  In manchen Gegenden
haben die Leute zu ungewöhn-
lichen und gefährlichen Praktiken
gegriffen um der wachsenden Unsi-
cherheit die Stirn zu bieten. Es han-
delt sich um Bürgerwehr-Gruppie-
rungen, die beschlossen haben,
selbst für ihr Recht zu sorgen und
die Justiz- und Zvilbehörden umge-
hen. Tatsächlich haben die Leute
kein Vertrauen mehr in die Justiz
und die Polizeikräfte, die sie als
korrupt verurteilen.

Zur wirtschaftlichen Lage

Madagaskar hat Schwierigkeiten
die Wirtschaft konsequent zu stabi-
lisieren. Das BIP-Wachstum liegt
im Jahr 2015 bei 3,1%  (Quelle
Weltbank). Drei Viertel der Bevöl-
kerung leben unter der Armutsgren-
ze. Damit liegt Madagaskar am 5.
Platz der ärmsten Länder der Welt.
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Es hat die MDGs (Millenium Deve-
lopment Goals) nicht erreicht. Die
Lebenserhaltungskosten steigen
stetig bei gleichzeitig sehr schwa-
cher Kaufkraft der Bevölkerung.
Die Gräben zwischen den Klassen
werden tiefer. Während die einen
im Überfluss leben, kämpfen die
anderen ums tägliche Überleben.
Auf wirtschaftlicher Ebene impor-
tiert Madagaskar sehr viel und
exportiert nur wenig. Die lokale
Reis-Produktion beispielsweise ist
immer noch unzureichend, obwohl
80% der Bevölkerung Bauern und
Bäuerinnen sind. Tatsächlich ruft
der Staat das Ausland auf um eine
für die Bevölkerung ausreichende
Menge an Reis zu importieren.
Manche Händler*innen und Speku-
lant*innen profitieren also davon,
den hohen Preis für Reis auf
Kosten der Mehrheit zu argumen-
tieren. Andere Parameter sind auf
Alarmstufe Rot, die Inflation treibt
die Preise für Grundnahrungsmittel
und Treibstoff kontinuierlich in die
Höhe, was sich gravierend auf das
Leben der Bevölkerung auswirkt.

Zusammenfassung

Der Internationale Versöhnungs-
bund verfolgt die Situation in Mada-
gaskar aus der Nähe und hofft wirk-
lich, dass diese nächsten Wahlen
unter möglichst besseren und
transparenten Konditionen abge-
wickelt werden können. Damit
Madagaskar rasch seine Stabilität,
seine Gelassenheit und die von der
Bevölkerung, die es nicht mehr
ertragen kann, unter den momenta-
nen Umständen (Armut, Korrup-
tion, Unsicherheit) zu leben, lang
ersehnte Entwicklung erreichen
kann.

Luciani Jos’oint ist Vizepräsident
von Fikambanana Entanin'ny
Fampihavanana eto Madagasikara
(FIEFA), dem madegassischen
Zweig des Versöhnungsbundes.
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AKTIV SEIN 
IM VERSÖHNUNGSBUND!

• MITGLIED WERDEN! – Als Mitglied beim Internationalen Versöh-
nungsbund, österreichischer Zweig, setzt du ein Zeichen für die
Gewaltfreiheit. 

Du bekommst am Anfang des Jahres unseren Jahresbericht und viertel-
jährlich unsere Zeitschrift „Spinnrad" zugesandt. Außerdem halten wir dich
durch unseren monatlichen Email-Newsletter sowie durch Veranstaltungs-
tipps auf dem Laufenden, damit du immer weißt, was bei uns im Moment
los ist        

- Mitgliedsbeitrag: €45, ermäßigt: €30 pro Jahr

- Bis 1.November 2018 Mitglied werden und Hildegard Goss-Mayrs Buch
„Der Mensch vor dem Unrecht. Spiritualität und Praxis - Gewaltlose Befrei-
ung” als Willkommensgeschenk erhalten! 

Mehr unter: www.versoehnungsbund.at/sommer

• SPENDEN! - Eine Spende ermöglicht unsere Arbeit für Frieden,
Gerechtigkeit und Menschenrechte! 

Als unabhängiger Verein wird die Arbeit des Versöhnungsbundes zum
größten Teil durch Beiträge und Spenden unserer Mitglieder, Förderer und
Förderinnen finanziert, dabei zählt jeder Beitrag (Kontoinformationen kön-
nen dem beiliegenden Zahlschein entnommen werden)!

• Möglichkeiten zur freiwilligen MITARBEIT!

Wir freuen uns immer über Menschen, die sich mit ihren Interessen und
Fähigkeiten bei uns einbringen wollen. Wir freuen uns über helfende Hän-
de – auch wenn die Mitarbeit nur gelegentlich stattfindet. Nähere Auskünf-
te dazu geben wir gerne auf Anfrage!

Kontakt und Information:

Online: www.versoehnungsbund.at

Facebook:: www.facebook.com/IFOR.Austria

E-mail: office@versoehnungsbund.at

Tel.: 01 - 408 5332

� Bist du noch kein Mitglied?
Unter www.versoehnungsbund.at/mitglied-werden/ kannst du das
ändern!

� Du bist bereits Mitglied?
Vielleicht kennst du ja Menschen, die ebenfalls an Gewaltfreiheit
interessiert sind und beim VB Mitglied werden oder das „Spinnrad"
abonnieren wollen!



Krieg zerstört Lebensgrundlagen - VOR, WÄHREND und NACH
dem eigentlichen Kriegsgeschehen. Darum gilt es nicht nur wäh-
rend der Ausbrüche von Gewalt aktiv zu werden, sondern präven-
tiv an einer Kultur des Friedens zu arbeiten und nach dem Konflikt
Versöhnungsarbeit zu unterstützen. Das alles ist aktive
Gewaltfreiheit!

aus der Medienkampagne
des Internationalen Versöhnungsbundes

21. September 2018 - 2. Oktober 2018
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